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Reichs-Geſetzblatt. 


10. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Reichs ⸗Kriegshäfen und die Feſtſtellung eines Nachtrages zum Reichshaushalts⸗ 
Etat für das Etatsjahr 1883/84. S. 105. 


(Nr. 1497.) Geſetz, betreffend die Reichs⸗Kriegshäfen und die Feſtſtellung eines Nachtrages 
zum Reichshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 1883/84. Vom 19. Juni 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Set! 

Die Reichs⸗Kriegshäfen werden ſeewärts im Sinne dieſes Geſetzes begrenzt: 

a) bei Kiel durch eine gebrochene Linie, welche auf 10° 20“ Oſtlänge von 
Greenwich von der Küſte ab nach Norden bis 54° 28“ Nordbreite 
gezogen iſt und demnächſt dieſer Breite nach Weſten bis zur Küſte 
nördlich von Alt⸗Bülk folgt; 

b) bei Wilhelmshaven durch eine Linie zwiſchen der Minſener Kirche, dem 
Wangerooger Leuchtthurm, dem Weſer⸗Leuchtthurm und der Lang⸗ 
wardener Kirche. 

Innerhalb dieſer Grenzen wird die Fläche des Kieler Hafens durch eine die 
Nullpunkte der Hafenpegel zu Ellerbeck und Friedrichsort ſchneidende Horizontal⸗ 
ebene, die Fläche des Jadehafens durch den gewöhnlichen Hochwaſſerſtand von 
3,76 Meter über dem Nullpunkt des Daunsfelder Pegels an der Südmole beſtimmt. 


§. 2. 

Der zuſtändige Marineſtationschef iſt befugt, in den durch $. 1 beſtimmten 
Reichs⸗Kriegshafengebieten, jedoch mit Ausſchluß der oldenburgiſchen Häfen, ſoweit 
die Sicherheit des Kriegshafens, ſeiner Werke und Anlagen dies erfordert, 
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a 


1. Anordnungen wegen Erhaltung des Fahrwaſſers und deſſen Kennzeich⸗ 
nung zu treffen, 

2. hierüber, ſowie über das Ein- und Auslaufen, Ankern, Laden, Löſchen 
und über das Verhalten der Schiffe und Fahrzeuge und ihrer Be— 
mannung in feepolizeilicher Beziehung Verordnungen zu erlaſſen. 

Die letzteren ſind in den zu den amtlichen Publikationen der höheren Civil⸗ 
Verwaltungsbehörden des betreffenden Hafenbezirks beſtimmten Blättern öffentlich 
bekannt zu machen. 

Die verbindliche Kraft einer ſolchen Verordnung beginnt, ſofern nicht in 
derſelben eine kürzere Friſt beſtimmt iſt, mit dem vierzehnten Tage nach dem 
Ablauf desjenigen Tages, an welchem das betreffende Blatt ausgegeben worden iſt. 

Zuwiderhandlungen gegen polizeiliche Verordnungen des Marineſtationschefs 
werden mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft beſtraft, 
unbeſchadet der Befugniß des Marineſtationschefs zur zwangsweiſen Durchführung 
der erlaſſenen Verfügungen auf Koſten des Zuwiderhandelnden. 


$. 3. 

In den im $, 1 beſtimmten Kriegshafengebieten ſind Bauten, Anlagen 
und Unternehmungen, welche die Sand- oder Schlickablagerung oder die Ver— 
landung befördern, nicht ohne die Genehmigung des Marineſtationschefs zuläſſig. 
Dies gilt insbeſondere von Eindeichungen, Ausſchüttung von Baggergut, Ballaſt 
oder anderen feſten Sinkſtoffen, von der Anlage von Gräben, Bollwerken und 
Buhnen. 

Der Marineſtationschef darf die Genehmigung nicht verſagen, wenn die 
betreffende Vornahme für die Erhaltung des Fahrwaſſers beziehungsweiſe der 
Waſſertiefe unſchädlich iſt. 

Wird die Genehmigung ganz oder theilweiſe verſagt, ſo ſind die Gründe 
der Ablehnung anzugeben. 

Gegen die Verſagung der Genehmigung iſt binnen einer vierwöchentlichen 
Präkluſtpfriſt, vom Tage der Zuſtellung ab, der Rekurs zuläſſig. Die Einlegung 
desſelben erfolgt bei dem Marineſtationschef. 

Die Entſcheidung auf den Rekurs erfolgt, nach Anhörung der Admiralität, 
endgültig durch den Bundesrath. 

Sind ſeit der Zuſtellung der Genehmigung zwei Jahre verfloſſen, ohne 


daß davon Gebrauch gemacht worden iſt, ſo wird ſie als erloſchen betrachtet. 


$. 4. 

Wer ohne Genehmigung des Marineſtationschefs oder mit eigenmächtiger 
Abweichung von der ertheilten Genehmigung Bauten, Anlagen oder Unternehmungen 
der im $. 3 bezeichneten Art ausführt oder ausführen läßt, wird mit Geldſtrafe 
bis zu einhundertundfünfzig Mark beftraft; eine gleiche Strafe trifft denjenigen, 
welcher als Bauverſtändiger die Ausführung geleitet hat. 
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Soweit nach dem Urtheile des Marineſtationschefs der Bau, die Anlage 
oder die Unternehmung unzuläſſig befunden wird, iſt der Unternehmer innerhalb 
der von dem Marineſtationschef zu beſtimmenden Friſt zu deren Beſeitigung ver- 
bunden. Erfolgt die Beſeitigung innerhalb dieſer Friſt nicht, ſo iſt die Marine⸗ 
behörde befugt, dieſelbe auf Koſten des Schuldigen vorzunehmen. 


$. 5. 


Im Großherzoglich oldenburgiſchen Gebiete können von der dortigen Staats⸗ 
bauverwaltung ohne die im $. 3 vorgeſehene Genehmigung des Marineſtationschefs 
ausgeführt werden: 

1. alle Arbeiten und Anlagen zur Erhaltung der Deiche und des zuge⸗ 
hörigen Vorlandes, ſofern dieſelben innerhalb des Jadebuſens 500 Meker 
und außerhalb desſelben 1000 Meter, von der Mitte der Krone der 
jetzigen Winterdeiche ab gerechnet, nicht überſchreiten; Abweichungen von 
den hiernach ſich ergebenden Grenzlinien können je nach den örtlichen 
Verhältniſſen vom Bundesrath zugelaſſen werden; 

2. wenn Gefahr im Verzuge iſt, alle zum Schutz der Deiche und des 
zugehörigen Vorlandes erforderlichen Arbeiten; ſoweit ſolche außerhalb 
der unter Nr. 1 feſtgeſetzten Grenzen vorgenommen werden, iſt dem 
Marineſtationschef von denſelben unverzüglich Kenntniß zu geben; 

. alle Arbeiten und Anlagen an den Hafenanſtalten; 

4. alle lediglich der Abwäſſerung dienenden Arbeiten und Anſtalten, namentlich 
auch ſolche Arbeiten, welche zur Gradläufigkeit und Offenhaltung der⸗ 
ſelben vorgenommen werden. 

Wenn im Falle einer Meinungsverſchiedenheit über die Zuläſſigkeit von 
Arbeiten und Anlagen nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen eine Einigung 
zwiſchen der Admiralität und dem Großherzoglich oldenburgiſchen Staatsminiſterium 
nicht erzielt iſt, ſo iſt die Angelegenheit dem Bundesrath zur Entſcheidung vorzu⸗ 
legen. Bis zu derſelben kann die Großherzoglich oldenburgiſche Regierung die 
nöthig erachteten Arbeiten und Anlagen ausführen laſſen; ſie iſt jedoch verpflichtet, 
dieſelben auf ihre Koſten wieder zu beſeitigen, wenn und inſoweit der Bundesrath 
den Widerſpruch der Admiralität für begründet erachtet. 


F. 6. 


Der im Jadebuſen belegene Durchſchlag nach den Oberahnſchen Feldern 
wird auf Koſten des Reichs beſeitigt. 

Als Erſatz für die auf die Herſtellung und Erhaltung des Durchſchlags 
verwendeten Koſten zahlt das Reich der Großherzoglich oldenburgiſchen Regierung 
die Summe von 830 552 Mark. 

Die Mittel zur Beſtreitung dieſer Summe ſind, ſoweit dieſelben nicht durch 
Mehrerträge bei den außer den Matrikularbeiträgen zur Reichskaſſe fließenden 


= 
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regelmäßigen Einnahmen ihre Deckung finden, durch Beiträge der einzelnen 
Bundesſtaaten nach Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen. 


Se 


Zuſtellungen in Angelegenheiten dieſes Geſetzes find gültig, wenn fie nach 
den für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten beſtehenden Vorſchriften geſchehen. Die 
vereideten Verwaltungsbeamten haben dabei den Glauben der Gerichtsbeamten. 


$. 8. 


Alle adminiftrativen Verhandlungen und Geſuche in Angelegenheiten dieſes 
Geſetzes ſind koſten⸗ und ſtempelfrei. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Ems, den 19. Juni 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
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